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Tagungsbericht

Die Unsicherheit bleibt
— Demokratie, Menschenrechte und soziale Sicherheit in Indonesien

Rolf Jordan

Gemeinsamer Workshop des 

Asienhauses und der Südost

asien Informationsstelle am

21. Januar 2006 im Haus der 
Kirche, Bonn.

In keinem Land Südostasiens 

waren die Folgen der Asienkri

se, die Ende der 1990er Jahre 

die Wirtschaften der Länder 

Ost- und Südostasiens traf, so 

verheerend wie in Indonesien. 

Der rapide Währungsverfall und 

der Abzug eines großen Teils 
der internationalen Investitio

nen hatte innerhalb kürzester 

Zeit den Verlust Hunderttau- 
sender von Arbeitsplätzen vor 

allem in der Industrie und den 

städtischen Dienstleistungssek

toren zur Folge. Zusammen mit 

sinkenden Einkommen in den 

verbleibenden Wirtschaftsberei

chen und einem Anstieg der 

Preise für viele Dinge des tägli

chen Lebens führte dies rasch zu 

einer Verarmung großer Teile 

der Bevölkerung. Gleichzeitig 

zeigte sich, dass die sozialen Si

cherungssysteme des Landes 

nur sehr unzureichend auf die 

Probleme einer solchen Krisen

situation vorbereitet waren. 

Verschärft wurde die Situation 

schließlich noch durch die Poli

tik internationaler Kreditgeber, 

allen voran des IWF (Internatio

nalerwährungsfonds), dessen 

wirtschaftliche Hilfe mit einer 

Reihe so genannter Strukturan

passungen verbunden war - mit 

verheerenden Folgen vor allem 

für die ärmsten Bevölkerungs

schichten.

Zugleich hat die schwere 

wirtschaftliche Krise auch zu ei

nem Ende der mehr als drei 

Jahrzehnte andauernden Mili

tärherrschaft unter Suharto ge

führt und eine schrittweise De

mokratisierung eingeläutet. Pa

rallel zur Entwicklung demokra

tischer Strukturen kam es auch 

zu einer stärkeren Dezentralisie

rung vormals zentralstaatlicher 
Aufgabenbereiche und eine Ü- 

bertragung von Aufgaben und 

Kompetenzen - einschließlich 

der dazu notwendigen finan

ziellen Mittel - an die Provinzen 

und lokalen Verwaltungen. Ein 

Prozess, der bisher allerdings 

noch nicht umfassend umge

setzt wurde und der in vielen 

Bereichen nicht ohne Konflikte 

verlief (und verläuft). Dies be

trifft auch die Situation der so

zialen Sicherungssysteme, etwa 
im Bereich der Gesundheitsver

sorgung.

»Armut, soziale Ungleichheit 

und Globalisierung«

Vor dem Hintergrund dieser 

Entwicklungen veranstaltete 

das Asienhaus in Zusammenar

beit mit der Südostasien In

formationsstelle im Rahmen 

des Projekts »Armut, soziale 

Ungleichheit und Giobaiisie- 

rung« einen Tagesworkshop, 
der einen Überblick über die 

aktuelle Situation sozialer Si

cherheit sowohl im staatlichen, 

als auch im nichtstaatlichen Be

reich gab und dabei besonders 

der Frage nachging, welche 

Rolle zivilgesellschaftliche Ak
teure für soziale Sicherheit und 

Demokratisierung in Indone

sien spielen und in Zukunft 

spielen können.

Einen ersten Überblick über 

Strukturen sozialer Sicherheit 

gab Rolf Jordan vom Asien

haus in seinem Vortrag zu 

»Armut und soziale Unsicher
heit in Indonesien«. * Nach ei

nem Rückgang in den 1990er 

Jahren war als Folge der Asien

krise ein erneuter Anstieg der 

Armut zu beobachten. Wäh

rend es unmittelbar nach Aus

bruch der Asienkrise zu einer 

»Verarmung breiter Bevölke- 

rungsschichtem gekommen 

war, ist es seither wieder zu ei

ner Ausweitung der Einkom
mensdisparitäten gekommen, 

wobei deutliche

Unterschiede zwischen städ

tischen Agglomerationen und 

ärmeren Provinzen festzustellen 

sind. Die Zunahme der Armut 

in den Städten und auf dem 

Land sowie der rapide Abbau 

von Beschäftigungsmöglich

keiten im formalen Sektor ha

ben dazu geführt, dass sich die 
Lebensbedingungen vieler 

Menschen seit Ende der 

1990er Jahre weiter ver

schlechtert haben und weite 

Teile der Bevölkerung nur noch 

eingeschränkt Zugang zu Ge

sundheitsdienstleistungen und 
zum Bildungssektor haben. 

Zugleich haben die nur unzu

reichend ausgebildeten Struk

turen staatlicher Sicherung und 

deren weitere Einschränkung 

im Zuge der Asienkrise noch 

zusätzlich zu einer Verschlech

terung der sozialen Situation 

vieler Menschen beigetragen.
Zwar sind seit den 1970er 

Jahren durchaus umfangreiche 

Sozialversicherungssysteme 
entstanden. Daneben fehlt je

doch eine soziale Absicherung
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im Fall von Arbeitslosigkeit e- 

benso wie eine Lohnfortzah

lung im Krankheitsfall oder 

Mutterschaftsurlaub und 

Schwangerschaftsvorsorge für 

weibliche Beschäftigte.

Insgesamt weisen die beste

henden Sicherungssysteme nur 

eine geringe Reichweite auf. 

Während sie nahezu 100 Pro

zent der im öffentlichen Sektor 

Beschäftigten erreichen, wer

den nur wenig mehr als zehn 

Prozent der in Privatunterneh

men Beschäftigten von den 

Programmen erreicht. Im in

formellen Sektor liegt der An

teil dagegen bei noch weniger 

als fünf Prozent. Gründe für die 

Reichweite sind unter anderem 

die vermehrte Nutzung privater 

Versicherungsangebote im Pri

vatsektor, aber auch die Tatsa

che, dass Teilzeitbeschäftigte 

und Saisonarbeiter in der Regel 

nicht angemeldet werden, und 

viele Arbeitgeber die Versiche

rungspflicht durch Subcontrac- 

ting umgehen. Zentrales Prob

lem ist jedoch, dass die Versi

cherungspflicht lediglich für 

Beschäftigte des formalen 

Sektors besteht, in dem jedoch 

nur etwa ein Drittel aller Be

schäftigten zu finden ist, wäh

rend der überwiegende Teil im 

informellen Sektor beschäftigt 

ist. Diese Problematik setzt sich 

auch in den Teilsystemen der 

sozialen Sicherung fort, wie am 

Beispiel der Gesundheitsversor

gung gezeigt werden konnte.

Hok An von der Initiative 

für die Menschenrechte aller 

Bürgerinnen der ASEAN- 

Staaten (IMBAS) stellte in sei

nem Vortrag die »Wirtschaftli

che Entwicklung Indonesiens 

seit dem Ende der Orde Barn 

1998« vor sowie die Viel
schichtigkeit der ökonomischen 

Probleme, denen sich das Land 

besonders seit der Asienkrise 

und dem Ende der Diktatur ge

genüber sieht. Vor allem der 

umfangreiche Kapitalabfluss in 
den Monaten nach Ausbruch 

der Krise und die daraufhin

einsetzenden Versuche zur 

Rettung des Bankensektors ha
ben zu einer weiteren Auswei

tung der Staatsschulden ge

führt, die den finanziellen 

Spielraum der Regierung bis 

heute deutlich einschränken. 

Aufgrund fehlender Finanz

mittel und einer nur schwach 

entwickelten eigenständigen 

Finanzwirtschaft ist das Land 

weiterhin auf Kredite aus dem 

Ausland angewiesen. Zugleich 

steigt seit Jahren der Umfang 

der Konsumentenkredite, und 

die Zunahme so genannter 

>fauler< Kredite lässt die Gefahr 

einer erneuten Bankenkrise 

steigen. Verschärft wird diese 

Situation durch fehlende Kon- 

trollmechanismen einer nur 

wenig entwickelten Bankenauf

sicht und eingeschränkte Sank
tionsmöglichkeiten.

Auch der deutliche Anstieg 

der Preise auf den Erdöl- und 
Erdgasmärkten hat offensicht

lich nur wenig an der prekären 
wirtschaftlichen Situation des 

Landes geändert. Die gestiege

nen Einnahmen aus der Erdöl

förderung haben, so Fiok An, 

vor allem zu einem Anstieg der 

Inflation und einem deutlichen 

Anstieg der Energiepreise in 

Indonesien beigetragen. Drasti

sche Erhöhungen um mehr als 

100 Prozent waren in den 

letzten Monaten bei den 

Strom- und Kraftstoffpreisen zu 

beobachten, die besonders die 

ärmeren Bevölkerungsschichten 

betreffen. Aufgrund anhaltend 

sinkender Förderung ist das 
Land gezwungen, Öl auf den 

internationalen Spotmärkten zu 

weiter steigenden Preisen zu 

kaufen, während langfristige 

Verträge die staatliche Perta- 

mina dazu zwingen, Erdöl zu 
niedrigeren Preisen zu verkau

fen, als die Firma auf den in

ternationalen Märkten zahlen 

muss.
Eine weitere Verengung der 

finanziellen Spielräume der 

Regierung ist für 2006 zu er

warten, wenn das Land die

Rückzahlung seiner Auslands

schulden wieder aufnehmen 

muss, die im Rahmen eines 

Schuldenmoratoriums auf

grund der Flutkatastrophe, die 

Ende 2004 in der Provinz Aceh 

Plündert Tausenden von Men

schen das Leben kostete, aus

gesetzt worden waren. Dies 

wird die Möglichkeiten der Re

gierung, in den Auf- und Aus

bau sozialer Sicherungssysteme 

für eine noch immer wachsen

de Zahl von Armen zu investie

ren, weiter einschränken. Es ist 

daher nicht zu erwarten, dass 

die im Vergleich zu anderen 

Staaten der Region sehr niedri

gen Anteile staatlicher Ausga

ben für soziale Sicherung deut

lich angehoben werden kön

nen, wie dies von vielen Seiten 

gefordert wird.

Wird das Land damit auf 

lange Sicht »eine Demokratie 

ohne soziale Verantwortung« 

bleiben, wie Christoph Schuck 

von der dndonesia Research 

Unit< (IRU) der Universität Gie

ßen in seinem Beitrag frag

te? Anknüpfend an theore
tische Überlegungen zur 

Rolle von Wohlfahrtstaatlich

keit in den unterschiedlichen 

Demokratietheorien verwies er 

unter anderem auf die inner

halb der Transformationsfor

schung zentrale Kategorie der 

>defekten Demokra- 

tie<, und stellte 
diese einer umfas

senderen demokra

tietheoretischen Kon

zeption einer sozialen Demo

krat̂ gegenüber, wie sie etwa 

von dem Dortmunder Politik

wissenschaftler Thomas Meyer 

entwickelt wurde. In diesem 

Rahmen gewinnt der Sozial

staatsaspekt gerade im FHinblick 

auf die Frage der Legitimation 

demokratischer Systeme an 

Bedeutung.

Für die Frage nach der 

sozialen beziehungsweise 

sozialpolitischen Verantwor

tung seien dann, so Schuck, 

neben dem Staat weitere
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Ebenen involvierter Akteure in 

die Betrachtung einzubeziehen. 

Hierzu gehören Familien und 

Jokale Netzwerke ebenso wie 

Nicht-Regierungsorganisatio

nen (NGO), die im sozialen Be

reich tätig sind. Sie alle können 

wichtige Alternativen zu staatli
cher Sicherung darstellen. 

Flankiert wird diese >Abkehr 

vom Staat< unter anderem 

durch einen im >Human Secu- 

rity<-Konzept verankerten er

weiterten Sicherheitsbegriff, 

der neben dem Schutz der Be

völkerung vor äußerer und in

nerer Bedrohung auch den 

Schutz vor Verarmung, die Ge

währleistung einer minimalen 

Gesundheitsversorgung, eine 

Basisbildung sowie den Schutz 

individueller Freiheiten und 

Rechtsstaatlichkeit beinhaltet.

In Indonesien hat die Asien

krise unter anderem zu einer 

deutlichen Zunahme von Ar

mut und einer steigenden In

flation geführt, so dass sich die 

hohen Erwartungen an den 

Prozess der Demokratisierung, 

auch aufgrund eines nur rudi

mentär entwickelten Sozialsys

tems, bisher kaum erfüllen 

konnten. Dies umso mehr, als 

die Jahre der Diktatur für einen 

großen Teil der Bevölkerung 

durchaus mit einer Verbesse

rung ihrer wirtschaftlichen Lage 

einhergegangen waren. Wäh

rend sich die innenpolitische 

Lage in den letzten Jahren et

was entspannt hat und viele 

der lange Zeit bestehenden 

Gewaltkonflikte weitgehend 

beigelegt werden konnten, ist 

die soziale Situation aufgrund 

von Massenarbeitslosigkeit, 

Preissteigerungen und zuneh

menden Einkommensdispari

täten weiterhin angespannt. 

Auch im Bereich der Gesund

heitsversorgung und der Bil

dung sind bisher kaum Fort

schritte zu verzeichnen, und die 

staatlichen Ausgaben in diesen 

Bereichen bleiben seit Jahren 

hinter dem Bedarf zurück. Ho

he Zuzahlungen und Gebühren

kennzeichnen die Lage.

Zugleich sind rechtsstaatliche 

Strukturen weiterhin einge

schränkt, und die wenigen be

stehenden sozialen Siche

rungsmechanismen werden 

oftmals durch Korruption außer 

Kraft gesetzt.

Patrick Ziegenhain vom 

Arnold Bergsträsser Institut in 

Freiburg, zugleich langjähriges 

Vorstandsmitglied der Südost

asien Informationsstelle, ging 

schließlich in seinem Beitrag 

der Frage nach, ob und in wel

chem Maße »Menschenrechte 

und soziale Sicherheit im Fokus 

von Parlament und Parteien« 

stehen. Zwar ist es mittlerweile 

zu einer deutlichen Stärkung 

der Rolle des Parlaments (DPR) 

in Indonesien gekommen, doch 

zugleich sind hier bisher nur 

geringe Gesetzesinitiativen zu 

beobachten. Dies betrifft auch 

sozialpolitische Initiativen aus 

dem Parlament heraus. Als ein 

Grund hierfür sieht Ziegenhain 

unter anderem das soziale Pro

fil des Parlaments, das noch 

immer vor allem aus Ge

schäftsleuten und Staatsbeam

ten zusammengesetzt ist und in 

dem die unteren Bevölkerungs

schichten kaum repräsentiert 

sind.

Auch die Parteien des Lan

des scheinen, so der Befund, 

sozialpolitische Themen und 

Probleme bisher eher zu ver

nachlässigen. Dies gilt für die 

eher religiös orientierten Par

teien ebenso wie für die säku

lar ausgerichteten Parteien. 

Zwischen beiden Gruppen be

stehen hinsichtlich ihrer sozial

politischen Ausrichtung nur ge

ringe programmatische Unter

schiede, und sozialpolitische 

Themen sind zumeist eher von 

rhetorischer Bedeutung. Dar

über hinaus weisen nahezu alle 

Parteien deutliche strukturelle 

Defizite hinsichtlich ihrer politi

schen Führung und ihrer finan

ziellen Basis auf, die eine kon

sequente und auf langfristige 

politische Strategien ausge

richtete Sozialpolitik erschwe

ren.
Insgesamt zeichneten die 

Beiträge und Diskussionen ein 

sehr facettenreiches Bild der 

sozialen und sozialpolitischen 
Situation in Indonesien. Ange

sichts der weiterhin schwachen 
sozialpolitischen Ausrichtung 

staatlicher Politik stellte sich 

daher die Frage, ob es dem 

Land gelingen wird, eine sozi

ale Demokratie< auszubilden, 

die von einer breiten Legitima

tionsbasis getragen wird. Vor 

allem in wirtschaftlicher Hin

sicht zeigt sich eine Reihe von 

Hindernissen auf diesem Weg. 

Um so wichtiger erschien es in 

der Diskussion, die Bedeutung 

der Zivilgesellschaft hervorzu

heben, die sowohl für die sozi

ale Sicherung als auch für die 

weitere Entwicklung demokra

tischer Strukturen und Instituti

onen von zentraler Bedeutung 

ist.

Anmerkung

* Die Vorträge von Jordan und 

Schuck finden sich auch in der pa

rallel zum Workshop erschienenen 

Broschüre: »Soziale Sicherheit und 

Demokratisierung in Indonesien«, 

herausgegeben von Rolf Jordan, 

Focus Asien 25, Asienhaus, Essen 

2006.

Der Autor ist Vorstandsvorsit

zender des Trägervereins.
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